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Sitzung Nr. 56/2015 
Nr. 11/2015 

 
 
An die Mitglieder  
des Ausschusses für Stadtentwicklung 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 25.08.2015 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung der Stadt Bornheim lade ich 
Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Mittwoch, 09.09.2015, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt. 
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Bürgermeister wie folgt festgesetzt: 
 
TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
3 Einwohnerfragestunde  
4 Vorstellung des Bebauungskonzeptes zur Errichtung eines Senioren-

zentrums auf der Fläche der Freibadwiese 
473/2015-7 

5 Bebauungsplan He 35 in der Ortschaft Hersel, Beschluss zur Aufstel-
lung 

471/2015-7 

6 Anregung nach § 24 GO vom 28.05.2015 (Eingang 29.05.2015) betr. 
neue Nutzung der rückwärtigen Fläche eines Grundstückes in Hersel 
(BürgA 25.08.2015) 

389/2015-7 

7 Mitteilung betr. einer zusätzlichen Anbindung von der L190 Richtung 
zum P+R Sechtem 

434/2015-9 

8 Barrierefreier Ausbau der Bushaltestellen im Stadtgebiet 468/2015-9 
9 Mitteilung betr. Änderungen bei Mobilfunksendeanlagen 

(UmwA 08.09.2015) 
476/2015-12 

10 Große Anfrage der SPD-Fraktion vom 14.07.2015 (Eingang 
15.07.2015) betr. Sachstand zur weiteren Entwicklung der ausgewie-
senen Wind-Konzentrationszone 
(StEA 19.08.2015) 

415/2015-
SUA 

11 Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen vom 24.07.2015 
(Eingang 27.07.2015) betr. Förderprogramm Nahmobilität 2015 

472/2015-7 

12 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

 

13 Anfragen mündlich  
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 Nicht-öffentliche Sitzung 
 

 

14 Verkauf einer Teilfläche des städtischen Grundstückes in der Gemar-
kung Bornheim-Brenig,  Flur 26, Flurstück 873, Freibadwiese 

055/2015-6 

15 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

 

16 Anfragen mündlich  
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Gezeichnet: Hans-Dieter Wirtz beglaubigt:  

 (Vorsitzende/r)  (Verwaltungsfachwirt) 
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TOP 

 
 

  Seite 1 von 1 

 
Ausschuss für Stadtentwicklung 09.09.2015 
 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 473/2015-7 

    Stand 14.08.2015 
 
 
Betreff 
 

Vorstellung des Bebauungskonzeptes zur Errichtung eines Seniorenzentrums 
auf der Fläche der Freibadwiese 

 
Beschlussentwurf 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt Kenntnis von dem Bebauungskonzept der Boni-
fatius Seniorendienste GmbH zur Bebauung der Teilfläche aus dem Flurstück 873, Flur 26, 
Gemarkung Bornheim-Brenig, ca. 6.620 qm groß der Freibadwiese.  
 
Sachverhalt 
Nach den im Vorfeld stattgefundenen Gesprächen mit der Verwaltung hat die Bonifatius Se-
niorendienste GmbH ein Konzept zur Bebauung der Teilfläche der Freibadwiese ausgearbei-
tet. Dieses Konzept wird seitens des Investors dem Stadtentwicklungsausschuss vorgestellt.  
 
Grundsätzlich bestehen keine baurechtlichen Bedenken zur Realisierung des Projektes, eine 
abschließende Prüfung hierzu steht jedoch noch aus.  
 
Zum Verkauf des betreffenden städtischen Grundstücks wird auf die Beschlussvorlage Nr. 
55/2015-6 verwiesen.  
 
Anlagen zum Sachverhalt:  
Bebauungskonzept  
 
 

Ö  4
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Ausschuss für Stadtentwicklung 09.09.2015 
Rat 10.09.2015 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 471/2015-7 

    Stand 12.08.2015 
 
Betreff 
 

Bebauungsplan He 35 in der Ortschaft Hersel, Beschluss zur Aufstellung 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung: 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: s. Be-
schlussentwurf Rat. 
 
Beschlussentwurf Rat: 
 
Der Rat  
 
1. beschließt gemäß § 2  Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 13 a BauGB die Aufstellung 

des Bebauungsplanes He 35 in der Ortschaft Hersel. Das Plangebiet liegt zwischen Mer-
tensgasse, Rheinstraße, Vorgebirgsstraße und Gartenstraße. 
Der Bebauungsplan wird gemäß § 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. 
 

2. beauftragt den Bürgermeister, die Unterlagen zur Unterrichtung der Öffentlichkeit erarbei-
ten zu lassen. 

 
Sachverhalt 
 
Das ca. 0,6 ha große Plangebiet liegt in der Ortschaft Hersel und umfasst Teilflächen zwi-
schen Mertensgasse, Rheinstraße, Vorgebirgsstraße und Gartenstraße. Der nördliche und 
südwestliche Bereich des Plangebietes ist derzeit unbebaut. Der übrige Bereich ist mit einem 
Wohnhaus an der Rheinstraße und landwirtschaftlichen Nebengebäuden bebaut. Die Nach-
barschaft wird überwiegend durch zweigeschossige Wohnbebauung und alte Hofanlagen 
geprägt. Zudem ist das Nahversorgungszentrum Hersel ist in ca. 300 m fußläufig zu errei-
chen. In ca. 450 m Entfernung ist der Haltepunkt „Bahnhof Hersel“ der Linie 16 und in ca. 
200 m bzw. 450 m Entfernung sind verschiedene Buslinien erreichbar. 
 
Im aktuellen Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Bonn/Rhein-
Sieg ist das Plangebiet als Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) dargestellt. Der wirksame 
Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Bornheim stellt für das Plangebiet gemischte Bauflä-
chen (M) dar und es besteht kein Bebauungsplan. Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich 
aufgrund seiner Lage innerhalb eines bebauten Ortsteils nach § 34 BauGB.  
 
Es besteht ein Planungsanlass, da bereits unerwünschte Entwicklungen im Plangebiet statt-
finden. Nach § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden die Bauleitpläne aufzustellen sobald 
und soweit es für die städtebauliche Ordnung erforderlich ist. Durch § 34 BauGB ist die städ-
tebauliche Ordnung jedoch nicht herzustellen, da überwiegend keine Bebauung im Plange-
biet möglich ist. Eine Innenverdichtung ist hier städtebaulich sinnvoll, da u.a. die Flächenin-
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anspruchnahme im Außenbereich verringert wird. Ebenso wurden im nördlichen Bereich der 
Lahnstraße bereits Baubegehren seitens der Eigentümer angemeldet, die durch die Aufstel-
lung eines Bebauungsplanes im Innenbereich maßvoll gesteuert werden können. Des Weite-
ren soll im Rahmen des Bauleitplanverfahrens die Lahnstraße entsprechend den techni-
schen Anforderungen an Erschließungen ausgebaut werden. Auch wird mit dem Bebau-
ungsplan Planungsrecht für das derzeit gefangene städtische Flurstück 658 geschaffen, das 
zukünftig als Bauland veräußert werden könnte. 
 
Der Planungsanlass ergibt sich auch aus der weiterhin hohen Nachfrage nach Wohnbauflä-
chen. Die besondere Lagegunst der Stadt Bornheim resultiert aus ihrer guten Erreichbarkeit 
zu den Oberzentren Köln und Bonn als Arbeitsplatzschwerpunkte und den landschaftsorien-
tierten Wohnlagen zwischen dem Rheintal und dem Vorgebirge. Außerdem ist die gute infra-
strukturelle Ausstattung mit allen sozialen Einrichtungen hervorzuheben.  
 
Es ist beabsichtigt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Wohngebäude zu errichten, um 
eine den Interessen der Eigentümer entsprechende Nutzung zu ermöglichen. Voraussichtlich 
wird sich das Gebiet als Wohngebiet (WA) entwickeln wird, sodass gegebenenfalls der Flä-
chennutzungsplan anzupassen ist. 
 
Die Erschließung des Plangebietes soll über die Lahnstraße erfolgen und im Zuge des Bau-
leitplanverfahrens entsprechend der aktuellen Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen 
(RASt 06) in ausreichender Dimensionierung ausgebaut werden. Die südlich des Plangebie-
tes gelegene Vorgebirgsstraße, die in Teilen lediglich eine Breite von ca. 3,5 m aufweist, ist 
nach RASt 06 nicht für die Erschließung der geplanten Bebauung geeignet. Da über die 
Lahnstraße eine alternative Erschließungsmöglichkeit besteht, wird eine Zufahrt über die 
Vorgebirgsstraße abgelehnt. Die Lahnstraße soll zudem nach den technischen Regelwerken 
um eine Wendeanlage für PKWs und Müllfahrzeuge erweitert werden.  
 
Da es sich um die Aufstellung eines Bebauungsplanes zur Innenentwicklung handelt, wird 
ein beschleunigtes Verfahren gemäß § 13 a BauGB durchgeführt. Im beschleunigten Verfah-
ren gemäß § 13 a Abs. 2 Satz 1 BauGB kann auf die Umweltprüfung und den Umweltbericht 
verzichtet werden. Eine Umweltprüfung, welche auch eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzie-
rung beinhaltet, soll deshalb nicht durchgeführt werden. Aufgrund der Größe des Plangebie-
tes von ca. 0,6 ha, der derzeitigen Nutzung der Grundstücke und der Lage des Plangebietes 
innerhalb der bebauten Ortschaft sind wesentliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutz-
güter (Tiere und Pflanzen, Mensch, Boden, Wasser, Klima und Luft, Landschaft, Kultur- und 
sonstige Sachgüter) nicht zu erwarten. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
500,- Euro für die Bekanntmachung und Erarbeitung der erforderlichen Unterlagen. Die Kos-
ten sind im Haushalt bereits eingestellt. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Übersichtskarte 
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Übersichtskarte zum Bebauungsplan He 35 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 25.08.2015 
Ausschuss für Stadtentwicklung 09.09.2015 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 389/2015-7 

    Stand 01.07.2015 
 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO vom 28.05.2015 (Eingang 29.05.2015) betr. neue 
Nutzung der rückwärtigen Fläche eines Grundstückes in Hersel 

 
Beschlussentwurf für den Ausschuss für Bürgerangelegenheiten: 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss für Stadtentwicklung 
folgenden Beschluss: siehe Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Beschlussentwurf für den Ausschuss für Stadtentwicklung: 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Zur beigefügten Anregung nach § 24 GO vom 28.05.2015 nimmt die Verwaltung wie folgt 
Stellung: 
 
Im Herbst 2012 wurde der Vorhabenträger erstmals mit seinem Anliegen vorstellig. Von 2013 
bis heute fanden diverse Gespräche zu diesem Vorhaben statt. Bereits zu Beginn wurden 
die Rahmenbedingungen geklärt und Anforderungen der Stadt für diesen Fall genannt. 
Insbesondere ist die Erschließung für das Bauvorhaben über die Lahnstraße in ausreichen-
der Dimensionierung nach der aktuellen Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen (RASt) zu 
sichern.  
 
Eine Erschließung über die Vorgebirgsstraße wird abgelehnt, da sie in Teilen lediglich eine 
Breite von circa 3,5 m aufweist und nach der RASt 06 nicht für die Erschließung der geplan-
ten Bebauung geeignet. Es besteht eine Alternative zur Erschließung über die Lahnstraße.  
 
Gegen eine maßvolle Schließung der Baulücke nach § 34 BauGB an der Vorgebirgsstraße 
mit Erschließung über die Vorgebirgsstraße bestehen keine durchgreifenden Bedenken. Der 
gesamte für den Bebauungsplan vorgesehene Bereich kann jedoch nicht hierüber erschlos-
sen werden. 
 
Es liegen zwei unterschiedliche rechtliche Situationen bei der Beurteilung einer Baulücke 
nach § 34 BauGB und der Aufstellung eines Bebauungsplanes vor. Während der Antragstel-
ler nach § 34 BauGB i.d.R. ein Baurecht besitzt, müssen bei einer Neuplanung die Vorgaben 
gem. § 9 Abs. 1 BauGB und der Baunutzungsverordnung (BauNVO) sowie weitergehende 
Regeln der Technik angewendet werden. 
 
Zu den vielen bestimmenden Gesetzen, Regeln und Vorschriften gehört u.a. auch die RASt 
06 (Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen). Nur in begründeten Ausnahmefällen kann 
hiervon abgewichen werden, diese liegen hier aber nicht vor. Die Lahnstraße war bereits zu 
früheren Zeiten für einen Ausbau vorgesehen, auch entsprechend dokumentiert durch städti-
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sche Ankäufe von Teilflächen einer Wendeanlage. Insofern besteht für die Verwaltung be-
züglich der Erschließung kein Spielraum. 
 
Es wurden wiederholt Konzepte vorgelegt, die jedoch in der Mehrheit nicht den gestellten 
Anforderungen entsprachen.  
 
Nachdem die Anforderungen bereits klar definiert waren, stellte der Vorhabenträger Mitte 
2014 eine Bauvoranfrage mit der Frage, ob die Erschließung hinsichtlich des Verkehrs über 
die Vorgebirgsstraße gesichert sei. Ihm wurde mitgeteilt, dass der Antrag negativ beschieden 
werden müsste, woraufhin der Antrag zurückgezogen wurde. 
 
Mit Mail von Januar 2015 teilte die Stadt dem Vorhabenträger mit, dass die Stadt dazu ten-
diert, ein Bebauungsplanverfahren im Bereich der Lahnstraße anzustoßen und bat darum, 
ein aktuelles Bebauungsplankonzept mit Erschließung über die Lahnstraße vorzulegen. Das 
angeforderte Konzept wurde im März 2015 vorgelegt aber dann wieder durch den Vorhaben-
träger zurückgezogen. 
 
Der Antragsteller hat seiner Anregung für den Bürgerausschuss Pläne von Mai 2015 beige-
legt. Die Pläne mit einer Erschließung über die Vorgebirgsstraße können aus o.g. Gründen 
weiterhin nicht empfohlen werden. Die Variante 5 überplant zusätzlich das Grundstück der 
benachbarten Eigentümerin des Flurstückes 550 und kann bei fehlender Mitwirkungsbereit-
schaft ohne eine mögliche Enteignung nicht umgesetzt werden. 
 
Das Vorhaben wurde bisher mit geringer Priorität im Arbeitsprogramm des Geschäftsberei-
ches 7.1 – Stadtplanung aufgenommen. Im Arbeitsprogramm sind Projekte und Verfahren 
aufgeführt, die aktuell bearbeitet werden bzw. die aufgrund von Vorgesprächen soweit fort-
geschritten sind, dass eine Bearbeitung in absehbarer Zeit ansteht.   
Nur Projekte mit hoher Priorität können zügig bearbeitet werden, hier bestehen bereits ent-
sprechende Beschlusslagen durch den Rat. 
 
Da aus städtebaulicher Sicht eine Innenverdichtung an dieser Stelle sinnvoll ist und ggf. 
auch ein stadteigenes Grundstück mit einbezogen werden kann, führte die Verwaltung den-
noch mehrere Gespräche mit den Beteiligten, um die Rahmenbedingungen für die mögliche 
Schaffung von Baurecht zu schaffen.  
 
Sofern jedoch die städtebaulichen Anforderungen insbesondere der Erschließung nicht um-
gesetzt werden, kann eine Aufstellung eines Bebauungsplanes derzeit nicht in Aussicht ge-
stellt werden. 
 
Gem. § 1 BauGB besteht kein Anspruch für die Aufstellung von Bauleitplänen und städte-
baulichen Satzungen. Das Planungserfordernis besteht grundsätzlich nach der Maßgabe der 
planerischen Konzeption der Kommune. Die Kommune hat zunächst selbst über die Not-
wendigkeit, den Umfang und den Zeitpunkt der Aufstellung zu bestimmen. 
Die Stadt Bornheim prüft derzeit eine mögliche Empfehlung für die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes, allerdings nicht auf der vorliegenden Grundlage des Antragstellers. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
keine 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung 
Übersichtskarte Antragsgrundstücke  
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Ausschuss für Stadtentwicklung 09.09.2015 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 434/2015-9 

    Stand 17.08.2015 
 
Betreff 
 

Mitteilung betr. einer zusätzlichen Anbindung von der L190 Richtung zum P+R 
Sechtem 

 
Sachverhalt 
 
Auf den Antrag der CDU-Fraktion vom 06.05.2015 für die Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung vom 17.06.2015 mit der Vorlage Nr. 344/2015-9 wird verwiesen. 
 
Die Verwaltung hat den Sachverhalt geprüft und teilt das Ergebnis wie folgt mit: 
 
Die östlich der Bahntrasse gelegene P+R - Anlage ist über die Keldenicher Straße erschlos-
sen. Die zu prüfende Zuwegung dient ausschließlich der Erschließung der dort befindlichen 
Schrebergärten und der Erreichbarkeit der Bahnstrecke für Unterhaltungsarbeiten an der 
Bahnlinie. Ferner stellt dieser Betriebsweg eine Zugangsmöglichkeit bei Notfällen an der DB 
Strecke dar. Die regelmäßige Benutzung ist ausschließlich für die Pächter der dort befindli-
chen Schrebergartenparzellen zugelassen.  
Nach Rücksprache mit der DB AG ist aus betriebstechnischen Gründen das Befahren des 
Weges, der an mehreren Stellen durch die Spanndrähte der Oberleitung überspannt wird, 
durch die Allgemeinheit nicht zulässig, da die potentiellen Benutzer Gefahren ausgesetzt 
wären und sich ein unverhältnismäßig hoher Unterhaltungsaufwand des Weges ergäbe. 
 
Losgelöst von der Frage einer evtl. Zustimmung durch den Landesbetrieb Straßen NRW 
wurde für eine mögliche Anbindung des P+R-Geländes eine überschlägliche Kostenschät-
zung für einen Vollausbau als Erschließungsstraße über die Trasse des östlich verlaufenden 
Grünen Weges (Wirtschaftsweg entlang der Rückseite der Schrebergärten) erstellt. Dieser 
Wirtschaftsweg hat eine Parzellenbreite von 4,00m und ist im Eigentum der Stadt. Ein Voll-
ausbau hätte zur Folge, dass hier Grunderwerb aus den östlich angrenzenden landwirt-
schaftlichen Flächen erforderlich wäre, alternativ die Inanspruchnahme aus den westlich an-
grenzenden Schrebergärten. Diese würden in ihrer Nutzfläche erheblich reduziert.    
 
In diesem Bereich liegt kein Kanal für den Anschluss der Straßenoberflächenentwässerung. 
Dieser müsste hergestellt werden.  
 
Die Kosten für einen Straßenvollausbau werden je nach Ausführungsart zwischen 355.000 
Euro und 410.000 Euro geschätzt. Die Kosten für einen evtl. Umbau des Einmündungsberei-
ches der L190 sind hierin nicht berücksichtigt.  
 
Eine Refinanzierungsmöglichkeit besteht nicht. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, aus vorgenannten Gründen keine zusätzliche Anbindung an die 
L190 einzurichten 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Übersichtskarte 
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Ausschuss für Stadtentwicklung 09.09.2015 
 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 468/2015-9 

    Stand 11.08.2015 
 
 
Betreff 
 

Barrierefreier Ausbau der Bushaltestellen im Stadtgebiet 

 
Beschlussentwurf 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt –vorbehaltlich positiver Zuwendungsbe-
scheide für die einzelnen Jahre- den barrierefreien Ausbau der Bushaltestellen im Stadtge-
biet Bornheim bis zum 31.12.2021. 
 
 
Sachverhalt 
Auf die Vorlagen 396/2013-9 aus der Sitzung am 18.09.2013 und 755/2014-9 aus der Sit-
zung vom 03.02.2015 wird verwiesen.  
 
Das beauftragte Ingenieurbüro hat eine Bestandsaufnahme, einen Erläuterungsbericht, eine 
Kostenberechnung für den Ausbau der einzelnen Bushaltestellen mit Lageplan und eine zeit-
liche Gliederung des Ausbaus der Bushaltestellen für die einzelnen Jahre bis 2021 erstellt. 
Mit den zusätzlich notwendigen Unterlagen wurde mit Schreiben vom 24.03.2015 die Anmel-
dung zur Gewährung einer Zuwendung zum barrierefreien Ausbau der Bushaltestellen im 
Stadtgebiet Bornheim beim Zweckverband Nahverkehr Rheinland gestellt. Dabei wurde nicht 
wie vom Rhein-Sieg-Kreis zunächst vorgesehen nur auf der Basis der Fahrgastzahlen 
(Stand 2009) die Kategorie und damit die Priorität festgelegt. Es wurde weiterhin der bereits 
vorhandene Ausbauzustand, die Nähe z. B. zu einer Schule oder eine übergeordnete Straße 
berücksichtigt.  
 
Der Zweckverband hat die Aufnahme ins Programm in seiner Verbandsversammlung am 
16.06.2015 beraten. Nach anschließender Rücksprache mit der zuständigen Mitarbeiterin 
des Zweckverbandes wurde aufgrund der bereits umfangreich vorhandenen Unterlagen beim 
Einplanungsantrag eine Antragstellung für die in 2015 vorgesehenen Maßnahmen angera-
ten. Dieser soll nach der Beschlussfassung des Ausschusses gestellt werden. Bei der Priori-
sierung der einzelnen Bushaltestellen war neben den oben genannten Kriterien auch die 
zeitliche Komponente (Ausbau in 2015) bezüglich u.a. Grunderwerb zu bedenken. So wurde 
die Haltestelle mit hohen Fahrgastzahlen (Hersel Alte Schule), in der Nähe von Schulen und 
Schwimmbad (Bornheim Schwimmbad) und an einer Landstraße (Dersdorf) für den Ausbau 
in 2015 priorisiert. Zusätzlich wurde noch die Haltestelle Moselstraße berücksichtigt. Hier 
werden derzeit im Straßenraum großflächig Kanal- und Wasserleitungen erneuert. In diesem 
Fall bietet sich aus wirtschaftlichen Erwägungen die Nutzung vorhandener Synergieeffekte 
an. Aufgrund der noch durchzuführenden Abstimmung mit dem Schulträger und des nur zur 
Verfügung stehenden Budget wurde die Bushaltestelle Rösberger Schule um ein Jahr auf 
2016 verschoben. Für die Folgejahre werden weitere Förderanträge in Abstimmung mit dem 
Zweckverband gestellt.  
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Bei der detaillierteren Betrachtung der einzelnen Bushaltestellen für den Ausbau der einzel-
nen Haltestellen wird geprüft werden, in wie weit der Werbelizenznehmer außerhalb des be-
stehenden Vertrages bereit ist, die Kosten für eine nicht vorhandene Wartehalle einschließ-
lich Sitzmöglichkeiten zu übernehmen. Weiterhin wird der ggfls. notwendige Grunderwerb 
oder die sonstigen Voraussetzungen zum barrierefreien Ausbau der einzelnen Bushaltestel-
len, detailliert auf den Einzelfall abgestimmt, überprüft. Aus diesen Einzelfallprüfungen erge-
ben sich ggfls. noch Änderungen in der vorgesehenen Reihenfolge des Ausbaus der einzel-
nen Bushaltestellen. Hierbei können auch notwendige Routenänderungen der einzelnen 
Buslinien oder Ferienzeiten für die Umgestaltung der Haltestellen, an denen auch Schulbus-
se halten, in den Folgejahren zu Veränderungen der Prioritäten führen.       
 
Eine Abstimmung der weiteren Vorgehensweise und des Antrages an den Zweckverband 
soll in der nächsten Woche beim Rhein-Sieg-Kreis stattfinden.  
 
Haushaltsmittel sind beim Projekt 5.000331 Barrierefreie Bushaltestellen im Haushalt vorge-
sehen. Auch die mögliche Förderung von 90 % ist im Haushalt berücksichtigt. Der barriere-
freie Ausbau der weiteren Bushaltestellen ist in den Folgejahren bis 2021 so vorgesehen, 
dass die gemeldeten Ansätze dafür nach derzeitiger Kostenberechnung ausreichend sind. 
Ein Ausbau kann nur durchgeführt werden, wenn der entsprechende Zuwendungsbescheid 
vorliegt.    
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Projekt 5.000331 Barrierefreie Bushaltestellen 
2015 210.000 € Ausgabe 
2015 170.000 € Einnahme 
2016 bis 2019 310.000 € Ausgabe 
2016 bis 2019 270.000 € Einnahme 
Für die Jahre 2020 und 2021 sollen noch mal die gleichen Ausgaben 310.000 € und Ein-
nahmen 270.000 € jährlich angemeldet werden. 
Weitere Erläuterungen siehe im Sachverhalt  
 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Erläuterungsbericht 
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Umweltausschuss 08.09.2015 
Ausschuss für Stadtentwicklung 09.09.2015 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 476/2015-12 

    Stand 17.08.2015 
 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Änderungen bei Mobilfunksendeanlagen 

 
Sachverhalt 
 
Aufgrund der entsprechenden Beschlüsse von Umwelt- und Planungsausschuss werden 
folgende Änderungen im Mobilfunkbereich mitgeteilt: 
 
Erweiterungen 
 
„Wir möchten Ihnen mitteilen, dass wir den folgenden Bestandsstandort mit dem Dienst 
LTE1800 erweitern wollen. (24.07.2015) 
 
Kennung Standortname Straße HNr. PLZ Ort 
KY0845 Bornheim 10 Königstraße  53332 Bornheim 

   
Wir bitten um Kenntnisnahme und um eine Kommunale Abstimmung.“ 
 
Dem Mobilfunkbetreiber wurde mitgeteilt, dass die Erweiterung kein Widerspruch zu Mobil-
funkleitlinien der Stadt Bornheim darstellt. 
 
 
Inbetriebnahmen (Mitteilung vom 05.08.2015) 
 
„Nachfolgend erhalten Sie eine Aufstellung der Standorte, an denen wir innerhalb der nächsten Wo-
chen Mobilfunkdienste in Betrieb nehmen:“ 
 
Kennung Standortname Straße HNr. PLZ Ort Gemarkung Flur Flurstück Mobilfunkdienst 

KY4332 Bornheim 20  Eichendorffstraße   53332 Bornheim Bornheim Brenig 25 298 LTE1800 

KY0203 Brenig 10 Haasbachstraße 
 

53332 Bornheim       LTE800 

KY3008 Widdig 910 Germanenstraße 
 

53332 Bornheim       LTE1800 
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 12 – Umwelt- und Grünflächenamt/Dr. Pa 
69 54 03 

 
19. August 2015 

 

Ergänzungsvorlage zur Vorlage 415/2015-SUA 
 
Vorweg ist deutlich zu machen, dass der Rhein-Sieg-Kreis als Immissionsschutzbehörde 
Genehmigungsbehörde für den beantragten Windpark ist. Die Stadt Bornheim ist als Bauge-
nehmigungsbehörde im Verfahren beteiligt und hat Stellung genommen. Darüber hinaus 
unterstützt die Stadt das Projekt aus Klimaschutzgründen und um bei gegebenem Interesse 
eine Bürgerbeteiligung zu ermöglichen. Die Fragen der SPD-Fraktion  im Einzelnen: 
 

1. Frage: Wie stellt sich der Sachstand des Genehmigungsverfahrens zu diesem Projekt 
derzeit dar? 
 
Antwort: Die meisten Stellungnahmen der im Verfahren zu Beteiligenden liegen vor 
und stehen der Genehmigung des Windparks nicht im Wege. Probleme bereitet die 
ablehnende Stellungnahme des Bundesamtes für Flugaufsicht wegen des Drehfunk-
feuers auf dem Köln-Bonner Flughafens. Hierzu wird die Genehmigungsbehörde ein 
eigenes Gutachten in Auftrag geben und auf dieser Grundlage entscheiden. Darüber 
hinaus sind aus Gründen der Rechtssicherheit noch eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchzuführen und der abschließende Nachweis der notwendigen Kompensati-
ons- und Artenschutzflächen zu erbringen. 
 

2. Frage: Betreibt der Rhein-Sieg-Kreis die Federführung des laufenden Genehmi-
gungsverfahrens und welche Stellungnahmen wurden seitens dieser Behörde zu dem 
Projekt abgegeben? 
 
Antwort: Zur Aufgabe des Rhein-Sieg-Kreises s. Ausführungen im Vortext. Interne 
Stellungnahmen der unteren Landschafts- Wasser- und Bodenschutzbehörden etc. 
liegen vor, sind aber, wie das gesamte Verfahren, nicht öffentlich. Der Verwaltung 
liegen bisher keine Erkenntnisse vor, dass die internen Stellungnahmen die Geneh-
migungsfähigkeit infrage stellen. 

 
3. Frage: Welche anderen Behörden sind in dieses Verfahren noch involviert?  

 
Antwort: Die Stadt Bornheim ist nicht verfahrensführende Behörde (s.o.). Soweit 
bekannt, wurde außer dem Kreis und der Stadt Bornheim der üblich Kreis am 
Verfahren beteiligt, wie Bezirksregierung Düsseldorf, Telekommunikationsbetrei-
ber, Polizei, Landesbetrieb Straßen NRW, Denkmalbehörden, Stromnetzbetreiber 
etc.  

 
4. Frage: Wie wird seitens der Verwaltung die Bereitschaft des Investors einge-

schätzt in Bezug auf eine Fortführung des Projekts? 
 
Antwort: Bisher hat der Investor unverändert betont, das Projekt in Gänze realisie-
ren zu wollen, mit und ohne Bürgerbeteiligung. 
  

5. Frage: Bestehen seitens der Verwaltung alternative Überlegungen hinsichtlich ei-
ner Standortänderung dieser Konzentrationszone und wenn ja, welche? 
 
Antwort: Bisher geht die Verwaltung davon aus, dass der Windpark im geplanten 
Bereich realisiert werden kann. Erst nach Abschluss des Projekts wäre zu überle-
gen, ob es erforderlich ist, einen neuen sachlichen Teilflächennutzungsplan 
„Windenergie“ aufzustellen, dem dann ein neues gesamträumliches Konzept für 
das gesamte Stadtgebiet zugrunde liegen müsste. 
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Ausschuss für Stadtentwicklung 19.08.2015 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 415/2015-SUA 

    Stand 17.07.2015 
 
Betreff 
 

Große Anfrage der SPD-Fraktion vom 14.07.2015 (Eingang 15.07.2015) betr. 
Sachstand zur weiteren Entwicklung der ausgewiesenen Wind-Konzentra-
tionszone 

 
Sachverhalt 
 
Urlaubsbedingt kann die Anfrage erst in der nächsten Sitzung des Stadtentwicklungsaus-
schusses am 09.09.2015 beantwortet werden. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anfrage der SPD-Fraktion vom 14.07.2015  betr. Wind-Konzentrationszone 
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SPD-Fraktion – Rathausstraße 2 – 53332 Bornheim 
 
 
 
 
 

Bornheim, 14.07.2015 
 
 
Sachstand zur weiteren Entwicklung der ausgewiesenen Wind-
Konzentrationszone 
Hier: Große Anfrage gem. §19 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Rates 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Henseler, 
 
die weitere Entwicklung der ausgewiesenen Wind-Konzentrationszone im Ortsteil 
Sechtem an der Grenze zur Stadt Wesseling stößt offensichtlich auf Hindernisse und 
Schwierigkeiten. Jedenfalls ist ein Fortgang dieses Projekts derzeit nicht erkennbar. 
 
Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion in der nächsten Sitzung des 
Stadtentwicklungsausschusses um die Beantwortung folgender Fragen: 
 

1. Wie stellt sich der Sachstand des Genehmigungsverfahrens zu diesem Projekt 
derzeit dar? 

 
2. Betreibt der Rhein-Sieg-Kreis die Federführung des laufenden 

Genehmigungsverfahrens und welche Stellungnahme wurde seitens dieser 
Behörde zu dem Projekt abgegeben? 

 
3. Welche anderen Behörden sind in dieses Verfahren noch involviert? 

 
4. Wie wird seitens der Verwaltung die Bereitschaft des Investors eingeschätzt in 

Bezug auf eine Fortführung des Projekts? 
 

5. Bestehen seitens der Verwaltung alternative Überlegungen hinsichtlich einer 
Standortänderung dieser Konzentrationszone und wenn ja, welche? 

 
 

SPD-Fraktion 
im Rat der Stadt Bornheim 
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Für die Beantwortung vielen Dank 
und herzliche Grüße 
 
Wilfried Hanft, Ute Kleinekathöfer Frank Roitzheim und Fraktion 
 
 
 
Durchschrift: 
 
Vorsitzender des StEA 
Herrn Hans-Dieter Wirtz 
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Ausschuss für Stadtentwicklung 09.09.2015 
 
 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 472/2015-7 

    Stand 18.08.2015 
 
 
Betreff 
 

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen vom 24.07.2015 (Eingang 
27.07.2015) betr. Förderprogramm Nahmobilität 2015 

 
 
Sachverhalt 
Unter der Vorlagen-Nr. 436/2015-7 wurde im StEA am 19.08.2015 die große Anfrage der 
Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen zunächst nur dahingehend beantwortet, dass bis zur 
nächsten StEA Sitzung eine entsprechende Vorlage erarbeitet wird. 
 
Die Fragen der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen vom 24.07.2015 zum Thema „Förderpro-
gramm Nahmobilität 2015“ werden wie folgt beantwortet: 
 
Frage 1: Hat Bornheim bisher Projekte, die durch dieses Förderprogramm unterstützt werden 
könnten, bei der Landesregierung angegeben? Wenn ja, wie ist der Status der Anfragen? 
 
Antwort: Nein, bislang sind keine Projekte zur Förderung angemeldet worden. 
 
Frage 2: Plant die Stadt für Projekte, die bereits in der Planung sind (z.B. Umbau Bahnhof 
Sechtem oder Roisdorf), Fördermittel zu beantragen? Wenn ja, welche? 
 
Antwort: Am Bahnhof Sechtem ist der Bau eines P+R-Parkplatzes bereits in der Umsetzung. 
Neben der Herstellung von PKW-Stellplätzen werden auch überdachte Abstellanlagen für 
insgesamt 210 Fahrräder errichtet. Hierfür sind bereits Fördermittel zum Einsatz gekommen. 
Eine parallele Beantragung zusätzlicher Fördermittel für die gleiche Maßnahme ist nicht zu-
lässig. Auch für den Umbau des Bahnhofs Roisdorf wird die Verwaltung anstreben, Förder-
mittel zu erlangen. Welche Fördermöglichkeiten hierfür geeignet sind, wird noch zu prüfen 
sein. 
 
Frage 3: Macht es aus Sicht der Verwaltung Sinn auf Grund dieses Förderprogramms die 
Planungen von Rad- und Fußwegen, die nach der Förderrichtlinie förderwürdig sind, jetzt 
gezielt anzugehen? Förderfähig sind nach Punkt 2 der Richtlinie „Bau- und Ausbauvorhaben, 
grundhafte Erneuerung sowie weitere Vorhaben der Nahmobilität, die geeignet sind,  

- sicheren Rad- und Fußverkehr zu gewährleisten, 
- motorisierten Individualverkehr auf den Rad- und Fußverkehr zu verlagern. 

Dabei ist der Vernetzung mit dem öffentlichen Personenverkehr angemessen Rechnung zu 
tragen:“ 
Insbesondere scheinen hier auch die durch den Seniorenbeirat durchgeführten Ortsbege-
hungen eine gute Gelegenheit einen Pool von Projekten zu finden, die durch dieses Pro-
gramm gefördert werden könnten. 
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Antwort: Nach Abschluss der Überarbeitung des Radverkehrskonzeptes ist es sinnvoll, ge-
zielt Maßnahmen nach der vorgeschlagenen Priorisierung anzugehen und hierfür die zur 
Verfügung stehenden Fördermittel zu beantragen. Eine Abschöpfung von Fördermittel bei 
gleichzeitiger Erhöhung der städtischen Mittel für die Umsetzung von Radverkehrsprojekten 
wird für  eine Realisierung von Maßnahmen zwingend erforderlich sein. 
 
Ergänzend wird hinzugefügt, dass die Verwaltung sich bereits in mehreren Projekten, wie 
z.B. dem Radschnellweg sowie dem Bürgerradweg L 300 um die Förderung von Radver-
kehrsprojekten bemüht hat, eine Förderung der Projekte aber beide Male nicht zustande 
gekommen ist. Die derzeit in Erarbeitung befindliche Alternativplanung zum ursprünglichen 
Radschnellweg ist diesem Planungsstadium noch nicht förderfähig, da lt. Förderrichtlinie nur 
für baureife Projekte eine Förderung beantragt werden kann.  
 
Grundsätzlich ist vor der Beantragung von Fördermitteln für einzelne Tiefbaumaßnahmen  
eine Aufnahme des Projektes in das Straßenbauprogramm notwendig sowie eine Einord-
nung dieser Maßnahme mit der entsprechenden Priorisierung innerhalb des Straßenbaupro-
gramms. 
 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anfrage 
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Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Alter Weiher 2, 53332 Bornheim 
 
An den  
Vorsitzenden des Stadtentwicklungsausschusses 
Herrn Hans-Dieter Wirtz 
Rathausstraße 2 
53332 Bornheim 
 
 
 
 
 
 
 
Förderprogramm Nahmobilität 2015 
Große Anfrage gem. § 19 Abs. 1 Geschäftsordnung des  
Rates für die Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses 
am 19.08.2015. 
 
Sehr geehrter Herr Wirtz, 
 
wir bitten Sie folgende große Anfrage auf die Tagesordnung der nächsten StEA-Sitzung am 
19.08.2015 zu setzen. 
 
Kürzlich wurde das Förderprogramm Nahmobilität 2015 der Landesregierung veröffentlicht. 
Dadurch sollen Radwege, Fahrradabstellanlagen und Bürgersteige, Serviceangebote wie 
Ladestationen für Pedelecs sowie Informations- und Kommunikationsangebote wie die 
Öffentlichkeitsarbeit der Arbeitsgemeinschaft fußgänger- und fahrradfreundlicher Städte, 
Gemeinden und Kreise in NRW e.V. (AGFS) gefördert werden. Das Programm soll bis zum 
31.12.2019 weitegeführt werden. 
 

1 Hat Bornheim bisher Projekte, die durch dieses Förderprogramm unterstützt werden 
könnten, bei der Landesregierung angegeben? Wenn ja, wie ist der Status der Anfragen. 

2 Plant die Stadt für Projekte, die bereits in der Planung sind (z.B. Umbau Bahnhof Sechtem 
oder Roisdorf), Fördermittel zu beantragen? Wenn ja, für welche? 

3 Macht es aus Sicht der Verwaltung Sinn auf Grund dieses Förderprogramms die Planungen 
von Rad- und Fußwegen, die nach der Förderrichtlinie Förderungswürdig sind, jetzt gezielt 
anzugehen? Förderfähig sind nach Punkt 2 der Richtlinie „Bau- und Ausbauvorhaben, 
grundhafte Erneuerung sowie weitere Vorhaben der Nahmobilität, die geeignet sind, 
- sicheren Rad- und Fußverkehr zu gewährleisten, 
- motorisierten Individualverkehr auf den Rad- und Fußverkehr zu verlagern. 
Dabei ist der Vernetzung mit dem öffentlichen Personenverkehr angemessen Rechnung zu 
tragen.“  
Insbesondere scheinen hier auch die durch den Seniorenbeirat durchgeführten 
Ortsbegehungen eine gute Gelegenheit einen Pool von Projekten zu finden, die durch 
dieses Programm gefördert werden könnten. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Stadtratsfraktion Bornheim 
 
Manfred Quadt-Herte 
Fraktionsvorsitzender 
Arnd Kuhn 
stellvertr. Fraktionsvorsitzender 
 
Fraktionsgeschäftsstelle 
Alter Weiher 2, 53332 Bornheim 
Tel.: (0 22 22) 94 55 40  
Mobil: 0151 20 74 61 04 
fraktion-buendnis90-
diegruenen@rat.stadt-bornheim.de 
www.gruene-bornheim.de 
 
 
Bornheim, den 24.07.2015 
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Mit freundlichen Grüßen 
 
Markus Hochgartz                                     Andrea Gesell                                          und Fraktion 
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